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Steuerung der Einzelhandelsentwicklung in Gewer-
begebieten 

Anregungen für die besondere städtebauliche Begründung von 
textlichen Festsetzungen nach § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO 
 
 

Allgemeine Begründung für den generellen Einzelhandelsaus-
schluss: 

 
Siehe  Ziffern 2.4.1 (Abschnitt “Gewerbe- und Industriegebiete”) und 3.4.4 des Ge-
meinsamen Beratungserlasses zur Ansiedlung von Einkaufseinrichtungen größeren 
Umfangs vom 1. August 1994. 
 

Begründung für die Ausnahme “Verkaufsflächen im räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang, aber keine Waren und Güter des tägli-
chen Bedarfs”: 

 
Ziel der Gewerbegebietsfestsetzung ist die Ansiedlung von Handwerks-, Produktions-, 
Dienstleistungs- und Großhandelsbetrieben, um das Arbeitsplatzangebot in der Ge-
meinde zu erhöhen und ausreichende Flächen insbesondere auch zur Umsiedlung 
städtebaulich störender Betriebe zur Verfügung stellen zu können. Diesen Betrieben 
soll jedoch als untergeordnete Nebeneinrichtung Gelegenheit gegeben werden, ihre 
Produkte an Endverbraucher zu verkaufen (Direkt-Vermarktung). Wegen der i.d.R. 
eher wohnungsfern gelegenen Gewerbegebiete wird der Einzelhandel mit Waren und 
Gütern des täglichen Bedarfs generell ausgeschlossen; diese Einrichtungen sollen 
wohnungs- und verbrauchernah angesiedelt werden. 
 

Begründung für die erweiterte Ausnahme “Verkaufsfläche Kfz. 
usw.”: 

 
Die erweiterte Ausnahme für den Einzelhandel soll Gewerbebetrieben, deren Produkt-
palette ein flächenbeanspruchendes Sortiment umfasst, die gleichen Möglichkeiten 
wie den vorstehend genannten Betrieben eröffnen. Insbesondere Kfz-
Reparaturwerkstätten, die gleichzeitig einen Gebraucht- oder Neuwagenhandel betrei-
ben, Zimmerei- oder Tischlereibetriebe, die Möbel, Zäune, Carports o.ä. herstellen, 
oder der Baustoffgroßhandel benötigen für die vorgenannten Produkte erhebliche 
Stellflächen. Diesem Umstand soll durch eine weitere begrenzte Ausnahmeregelung 
Rechnung getragen werden. 
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Gemeinsame Begründung: 
 

Von dem vorstehend im Ausnahmewege ermöglichten Einzelhandel gehen nicht die in 
der Begründung zum grundsätzlichen Einzelhandelsausschluss angeführten Gefähr-
dungen für die städtebauliche Entwicklung aus. 
 
 

Muster für eine textliche Festsetzung im Bebauungsplan 
 
1. Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

sind im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
 
1.1 Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 300 qm 

Geschossfläche / alternativ 200/250 m2 Verkaufs- und Ausstellungsfläche zuläs-
sig, wenn sie  

– nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln, 
– in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit 

einem Großhandels-, Produktions- , Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb 
stehen und  

– diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
 

1.2 Eine Überschreitung der max. zulässigen  Geschossfläche von 300 qm / alterna-
tiv Verkaufs- und Ausstellungsfläche von  200/250 m2 für den Einzelhandelsan-
 teil kann darüber hinaus bis zu max. 1.200 qm Geschossfläche / alternativ … qm 
 Verkaufs- und Ausstellungsfläche ausnahmsweise zugelassen werden, wenn 
 es sich um Gewerbebetriebe des Kfz-Handwerks, des holzver- oder holzbearbei-
 tenden Bereichs einschließlich Möbel oder des Bau- und Gartenbedarfs handelt; 
 auf eine Unterordnung des Einzelhandelsanteils im Sinne der Ziffer 1.1, 3. Spie-
 gelstrich kann in diesem Fall verzichtet werden. 

 
1.3 Bei der Ermittlung der Geschossflächen nach Ziffer 1.1 und 1.2 sind die Flächen 

 von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen, einschließlich der zu ihnen ge-
 hörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz mit
 zurechnen (§ 20 Abs. 3 Baunutzungsverordnung). 

 


